
 

 

Verordnung der Landesregierung zur Änderung der 

Unterstützungsangebote-Verordnung 

 

Vom 

 

Aufgrund von § 45a Absatz 3, § 45c Absatz 7 Satz 5 auch in Verbindung mit § 45d 

Satz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014, 

1015), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 

173) geändert worden ist, wird verordnet: 

 

Artikel 1 

Die Unterstützungsangebote-Verordnung vom 17. Januar 2017 (GBl. S. 49) wird wie 

folgt geändert: 

 

1. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach der Angabe „SGB XI“ werden die Wörter „in Trägerschaft“ eingefügt. 

 

b) Es wird folgender Satz angefügt: 

„Hiervon ausgenommen sind die ehrenamtlich Einzelhelfenden nach § 6a.“ 

 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 



 

 

 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Förderung“ die Wörter „sowie zu 

Verfahrensabläufen, die die ehrenamtlich Einzelhelfenden nach § 6a 

betreffen,“ eingefügt. 

 

b) Absatz 4 Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

 

„In den Koordinierungsausschuss entsenden: 

 

1. das Sozialministerium ein Mitglied (Vorsitz), 

 

2. die Kommunalen Landesverbände drei Mitglieder, 

 

3. die Arbeitsverwaltung ein Mitglied, 

 

4. die Landesverbände der Pflegekassen sechs Mitglieder und 

 

5. der Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. ein Mitglied. 

 

Zur Teilnahme mit beratender Stimme können entsenden 

 



 

 

1. die Liga der freien Wohlfahrtspflege drei Personen, 

 

2. die Verbände für private Pflegeeinrichtungen zwei Personen und 

 

3. die Verbände der von Pflegebedürftigkeit Betroffenen drei Personen.“ 

 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) Der Überschrift werden die Wörter „in Trägerschaft“ angefügt. 

 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 45a SGB XI“ die Wörter „in 

Trägerschaft“ eingefügt.  

 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Angebote“ die Wörter „in 

Trägerschaft“ eingefügt. 

 

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „auch“ die Wörter „Betreuungsangebote 

in Gruppen mit beschäftigtem Personal und“ eingefügt. 

 



 

 

d) Absatz 3 wird aufgehoben. 

 

4. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

 

„§ 6a 

Ehrenamtlich Einzelhelfende  

 

(1) Niederschwellige Unterstützungsleistungen im Alltag für Pflegebedürftige 

können im Wege der Einzelbetreuung auch durch ehrenamtlich Einzelhelfende 

erbracht werden. Leistungen der Einzelpersonen im Rahmen der 

Nachbarschaftshilfe gelten bis zur Höhe der Inanspruchnahme des monatlichen 

Entlastungsbetrages nach § 45b Absatz 1 Satz 1 SGB XI als nach dieser 

Verordnung anerkannt, wenn die Einzelperson 

 

1. die Unterstützung ehrenamtlich übernimmt,  

 

2. mit der anspruchsberechtigten Person nicht bis zum zweiten Grad verwandt 

oder verschwägert ist, nicht mit ihr in einer häuslichen Gemeinschaft lebt 

und nicht als Pflegeperson im Sinne von § 19 SGB XI bei der zu 

unterstützenden Person tätig ist und 

 

3. bestätigt, dass sie die durch die Pflegekassen zur Verfügung gestellten 

Informationen über den Einsatz als einzelhelfende Person zur Kenntnis 

genommen hat. 

 



 

 

Die ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe in Form der oder des Einzelhelfenden im 

Sinne dieser Verordnung darf nur durch natürliche Einzelpersonen, die das 16. 

Lebensjahr vollendet haben, erbracht werden. Die oder der ehrenamtlich 

Einzelhelfende darf nicht mehr als zwei Personen zeitgleich unterstützen. 

 

(2) Ehrenamtlich Einzelhelfende bestätigen gegenüber der 

anspruchsberechtigten Person die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 

1 zum Zwecke der Vorlage bei der zuständigen Pflegekasse im Rahmen des 

Kostenerstattungsverfahrens nach § 45b Absatz 2 SGB XI. Zur Überprüfung 

ihrer Angaben können sie gegenüber der Pflegekasse ihre Einwilligung zum 

Datenabgleich mit anderen Pflegekassen erteilen.“ 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 2 werden nach dem Wort 

„Alltag“ jeweils die Wörter „in Trägerschaft“ eingefügt.  

 

bb) In Nummer 2 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „4“ und die Zahl „6“ durch 

die Zahl „5“ ersetzt.  

cc) In Nummer 5 wird am Ende das Wort „und“ eingefügt und die Nummer 

6 wird gestrichen  

dd) Die Nummer 7 wird zur Nummer 6 und dem Wortlaut werden die Wörter 

„bei Betreuungsangeboten in Gruppen und“ vorangestellt. 

 

b) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 



 

 

 

„Eine ausschließlich digitale Anleitung, Begleitung und Unterstützung ist nicht 

möglich.“ 

 

c) Absatz 3 werden nach den Wörtern „Sozialpädagoginnen und -pädagogen,“ 

die Wörter „6. Erzieherinnen und Erzieher,“ eingefügt und die Zahl „6“ wird 

durch die Zahl „7“ und die Zahl „7“ durch die Zahl „8“ ersetzt.  

 

 

 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. 

 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

 

f) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst: 

 

„(5) Die ehrenamtlich Engagierten und aus der Bürgerschaft Tätigen können 

freiwillig Schulungen in Anspruch nehmen, die hinsichtlich ihres Inhalts und 

Umfangs auf das jeweilige Angebot zur Unterstützung im Alltag auszurichten 

sind. Für Mitarbeitende in den Angeboten nach § 6 Absatz 2 sollen die 

Schulungen mindestens 40 Unterrichtstunden umfassen. Die Schulung und 

Fortbildung kann insbesondere Inhalte zu Basiswissen über Krankheitsbilder 

und Behinderungsarten (Ursachen und Symptome) und ihre psychosozialen 

Folgen, Behandlungsformen und Pflege der zu betreuenden Menschen 

sowie Möglichkeiten der Hilfen, Wahrnehmung des sozialen Umfelds und der 

psychosozialen Situation der zu betreuenden Menschen und der pflegenden 

An- und Zugehörigen oder bei Angeboten, die gezielt der Entlastung im 

Haushalt dienen, hauswirtschaftliche Inhalte und Möglichkeiten der 



 

 

Begleitung und Unterstützung in der Versorgung von Pflegebedürftigen 

vermitteln.“ 

 

6. § 13 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„(2) Die Förderung von ehrenamtlich Einzelhelfenden nach § 6a und von 

Angeboten zur Unterstützung im Alltag nach § 6 Absatz 2 ist ausgeschlossen“.  

 

7. In § 19 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „30. September“ durch „die Angabe 

„31. August“ ersetzt.  

 

8. Die Überschrift des Abschnitts 5 wird wie folgt gefasst: 

 

„ABSCHNITT 5 

Schlussvorschrift“ 

 

9. Die §§ 24 und 25 werden aufgehoben. 

 

10. Der bisherige § 26 wird § 24. 

 

11. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen. 



 

 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

Stuttgart, den 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

  



 

 

Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

I. Zielsetzung  

Aufgrund der veränderten Bedarfe in der ambulanten pflegerischen 

Versorgungsstruktur (steigende Nachfrage nach hauswirtschaftlichen Hilfen, da 

ambulante Pflegedienste sich aufgrund des Fachkräftemangels immer mehr auf 

Leistungen der Pflege beschränken) und einer sich verändernden 

Ehrenamtsbereitschaft (Wunsch nach flexiblem und zeitlich begrenztem 

Engagement) werden mit der Verordnung die Formate für Unterstützungsangebote 

im Alltag im Vor- und Umfeld von Pflege, insbesondere durch die Aufnahme von 

Einzelhelfenden, weiterentwickelt.  

 

Die Unterstützungsangebote-Verordnung (UstA-VO) setzt den bundesrechtlich 

gegebenen Rahmen nach den §§ 45a, 45c und 45d des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB XI) unter Berücksichtigung der Bundesempfehlungen nach 

§ 45c Absatz 7 SGB XI in landesrechtliche Regelungen um. Bei den 

Unterstützungsleistungen im Alltag handelt es sich um Leistungen der 

Pflegeversicherung, die dazu beitragen, Pflegepersonen zu entlasten und die helfen, 

dass Pflegebedürftige möglichst lange in ihrer häuslichen Umgebung bleiben 

können.  

 

Unter Berücksichtigung der Belange einer vulnerablen Personengruppe und deren 

Wunsch, ein selbstbestimmtes Leben in der Häuslichkeit zu führen, der Entlastung 

pflegender An- und Zugehöriger, der Motivierung potenziell Engagierter bzw. 

Beschäftigter sowie der Eigenverantwortung bürgerschaftlichen Engagement und der 

Notwendigkeit, einen niederschwelligen und unbürokratischen Zugang zu den 

vorhandenen Angeboten im Quartier sicherzustellen, wird die UstA-VO an die 

gesellschaftlich veränderten Rahmenbedingungen angepasst.  

 

 



 

 

II. Inhalt  

Für die UstA-VO ergeben sich die folgenden wesentlichen inhaltlichen Änderungen. 

Sie berücksichtigen die Entwicklungen im Sinne sorgender Gemeinschaften im 

Quartier mit einem Unterstützungsmix, der das Ziel hat, häusliche Versorgungs-, 

Betreuungs- und Pflegesituationen zu stabilisieren und die Inanspruchnahme von 

anerkannten Angeboten zur Unterstützung im Alltag, die eine Kostenerstattung durch 

die Pflegekassen über den Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI von bis zu 125 

Euro monatlich ermöglichen, zu erleichtern.  

 

• Ehrenamtliche Einzelhelferinnen und Einzelhelfer als neues  

Angebotsformat (§ 6a) 

Mit der vorliegenden Änderungsverordnung der UstA-VO wird die Bandbreite der 

anerkennungsfähigen Angebote nach § 45a SGB XI erweitert. Neben den bisherigen 

anerkennungsfähigen ehrenamtlich getragenen Unterstützungsangeboten im Alltag 

in Trägerschaft und Serviceangeboten für haushaltsnahe Dienstleistungen mit 

beschäftigtem Personal können auch niedrigschwellige Unterstützungsleistungen im 

Alltag für Pflegebedürfte im Wege der Einzelbetreuung durch ehrenamtlich 

engagierte Einzelpersonen (ehrenamtlich Einzelhelfende) erbracht werden. Die 

Anerkennung der ehrenamtlich Einzelhelfenden, die für bis zu zwei zu betreuende 

Personen tätig werden, erfolgt in einem bürokratiearmen Verfahren durch die 

Bestätigung des Erhalts von Informationen in Textform von den Einzelhelfenden zu 

den Rahmenbedingungen des Angebotsformats (Anerkennungsfiktion).  

 

• Angepasste Definition der Angebotsprofile im Sinne des § 45a SGB XI 

 

Die Vorrangigkeit von rein ehrenamtlichen Angebotsstrukturen wird aufgehoben. 

Betreuungsangebote, Angebote zur Entlastung von Pflegenden sowie Angebote zur 

Entlastung im Alltag nach § 45a SGB XI, die eine Kostenerstattung durch die 

Pflegekassen über den Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI von bis zu 125 Euro 

monatlich ermöglichen, können künftig sowohl durch Ehrenamtliche unter fachlicher 

Anleitung als auch durch Angebotsformate mit beschäftigtem Personal erbracht 

werden. Die seither in der UstA-VO benannten Angebote zur Unterstützung im Alltag 

mit beschäftigtem Personal werden erweitert. Neben den bisher schon benannten 



 

 

Serviceangeboten für haushaltsnahe Dienstleistungen mit beschäftigtem Personal 

können auch Betreuungsangebote in Gruppen mit beschäftigtem Personal anerkannt 

werden.  

 

• Anpassung der Qualifikationserfordernisse für Ehrenamtliche (§ 6 Absatz 

1 und § 6a) bei Unterstützungsleistungen im Vor- und Umfeld von Pflege  

 

Um einen niedrigschwelligen Zugang zu den Angeboten zu befördern, potentiell 

ehrenamtlich Engagierte zu motivieren und deren Eigenverantwortung bezüglich  

Schulungsmaßnahmen zu stärken, wird für das ehrenamtliche Engagement bei 

Unterstützungsleistungen im Vor- und Umfeld von Pflege keine 

Schulungsverpflichtung vorgegeben. Der seither als Mindestanforderung an die 

Qualifizierung der in den Angeboten eingesetzten Ehrenamtlichen geregelte 

Schulungsumfang von mindestens 30 Unterrichtsstunden (je 45 Minuten), die z.B. 

Wissen über Demenz u.a. Krankheiten, Umgang mit Krisen und Notfallsituationen, 

Hygiene und der Rolle der ehrenamtlichen Unterstützung zum Inhalt hat, entfällt.  

 

Die bisherige Voraussetzung des Nachweises des Einsatzes einer anleitenden 

Fachkraft (§ 10 Absatz 2) für die ehrenamtlich Engagierten zur Anerkennung durch 

die Stadt- und Landkreise als ehrenamtlich getragenes Angebot zur Unterstützung im 

Alltag in Trägerschaft (§ 6 Absatz 1) bleibt bestehen. Eine fachliche Anleitung ist 

angesichts der zu begleitenden meist alleinlebenden, älteren Menschen, die die 

Angebote zur Unterstützung im Alltag in Anspruch nehmen, zum Schutz der 

vulnerablen Gruppen aber auch zum Schutz der Ehrenamtlichen erforderlich. 

Aufgrund der fachlichen Anleitung durch eine Fachkraft mit einer abgeschlossenen 3-

jährigen Ausbildung kann eine Schulungsverpflichtung für die in den Angeboten zur 

Unterstützung im Alltag ehrenamtlich Engagierten entfallen. Der Angebotsträger mit 

der anleitenden Fachkraft kann je nach konzeptioneller Ausrichtung des 

Unterstützungsangebots auf freiwilliger Basis ein Schulungsangebot für die in diesem 

Angebot ehrenamtlich Engagierten anbieten.  

 

Es wird erwartet, dass die überwiegende Zahl der ehrenamtlich Einzelhelfenden (§ 

6a) ihre niederschwelligen Unterstützungsleistungen im Quartier für pflegebedürftige 

Personen aus der Nachbarschaft durchführen, die ihnen bereits persönlich bekannt 



 

 

sind, sodass eine Schulungsverpflichtung nicht notwendig wird. Es steht in der 

Eigenverantwortung des ehrenamtlich Einzelhelfenden, Schulungsangebote, die 

beispielsweise von den Pflegekassen angeboten werden, in Anspruch zu nehmen. 

Im Rahmen der Anerkennungsfiktion und der zur Qualitätssicherung zur Verfügung 

gestellten Informationen zur Nachbarschaftshilfe als ehrenamtlich Einzelhelfende 

werden Hinweise auf die freiwillige Möglichkeit der Inanspruchnahme von 

Schulungsangeboten gegeben.  

 

• Anpassung der Qualifikationserfordernisse für die in einem Angebot zur 

Unterstützung im Alltag in Trägerschaft Beschäftigten (§ 6 Absatz 2) 

 

Bisher ist ein Schulungsumfang von 160 Unterrichtsstunden (je 45 Minuten) für 

Beschäftigte geregelt, mit dem z.B. Wissen über Demenz u.a. Krankheiten, Umgang 

mit Krisen und Notfallsituationen und Wissen über Hygiene und Reinigen, vermittelt 

werden soll.  

 

Für die Angebote zur Unterstützung im Alltag in Trägerschaft, die mit Beschäftigten 

durchgeführt werden, wird für die Anerkennung durch die Stadt- und Landkreise 

erforderlich sein, dass eine Anleitungskraft eingestellt ist, die eine abgeschlossene 3-

jährige Ausbildung hat und die Beschäftigten anleitet (§ 10 Absatz 2). Vor diesem 

Hintergrund können die stundenbasierten Schulungsanforderungen auf 40 

Unterrichtsstunden (je 45 Minuten) abgesenkt werden. Dabei können Vorerfahrungen 

und Fachkenntnisse der Beschäftigten angerechnet werden. 

 

• Weiterentwicklung der Angebotstransparenz aufgrund der Ermöglichung 

von Unterstützungsleistungen durch ehrenamtlich Einzelhelfende  

 

Dem bereits eingerichteten Koordinierungsausschuss, der Empfehlungen zur 

Anerkennung, Qualitätssicherung, Angebotstransparenz und Förderung abgeben 

kann, wird mit der Durchführung von niederschwelligen Unterstützungsleistungen 



 

 

durch ehrenamtlich Einzelhelfende eine weitere Aufgabe, die Koordinierung der 

Verfahrensabläufe im Zusammenhang mit den ehrenamtlich Einzelhelfenden, 

übertragen.  

 

Nachdem für Ehrenamtliche für Unterstützungsleistungen im Vor- und Umfeld von 

Pflege keine verpflichtenden Schulungen vorgesehen sind, sehen die 

Landesverbände der Pflegekassen keine Notwendigkeit der Einführung einer 

Registrierungspflicht der im Zuge der Anerkennungsfiktion anerkannten ehrenamtlich 

Einzelhelfenden für die Inanspruchnahme des Entlastungsbetrages nach § 45b SGB 

XI durch die Pflegeversicherung.  

 

Nachdem das Verfahren der Anerkennungsfiktion für ehrenamtlich Einzelhelfende 

vorrangig notwendig wird, damit die pflegebedürftige Person für die 

Unterstützungsleistung durch die ehrenamtlich Einzelhelfenden den 

Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI einsetzen kann, sehen die Kommunalen 

Landesverbände kein Erfordernis, diese administrativen Aufgaben im Rahmen der 

kommunalen Daseinsvorsorge zu übernehmen.   

 

Der bereits eingerichtete Koordinierungsausschuss unter Vorsitz des Ministeriums für 

Soziales, Gesundheit und Integration wird die Aufgabe haben, die 

Verfahrensprozesse im Kontext der ehrenamtlich Einzelhelfenden zwischen allen 

Beteiligten zu koordinieren und ein Muster für die Anerkennungsfiktion, 

Abrechnungsformular und weitergehende Informationen für die Einzelhelfenden und 

einen Fragen-Antworten-Katalog zu entwickeln. Diese Unterlagen werden allen 

Pflegekassen zur Verfügung gestellt. Die Unterlagen werden erstellt, damit die 

ehrenamtlich Einzelhelfenden diese bei der zuständigen Pflegekasse der 

pflegebedürftigen Person, für die die Unterstützungsleistung erbracht wird, zur 

Auslösung der Anerkennungsfiktion vorlegen kann. 

 

Die Unterstützungsangebote im Alltag nach § 45a SGB XI sowie die 

hinzukommenden Unterstützungsleistungen durch ehrenamtlich Einzelhelfende sind 

angesichts der demografischen Entwicklung wichtige Angebote vor Ort und im 

Quartier. Daher werden die im Koordinierungsausschuss erarbeiteten 



 

 

weitergehenden Informationen für die Einzelhelfenden und der zu entwickelnde 

Fragen-Antworten-Katalog auch den Kommunen zur Verfügung gestellt.  

 

Es ist zu erwarten, dass auch nach Erstellung eines allgemein gehaltenen Fragen-

Antworten-Katalogs seitens der ehrenamtlich Einzelhelfenden und der zu 

betreuenden Personen ein individueller Informations- und Beratungsbedarf bestehen 

wird, der bei den Pflegekassen, Pflegestützpunkten und den Kommunen auftreten 

wird. Ob deshalb die Pflegekassen oder die Kommunen eine ergänzende 

Begleitstruktur für die ehrenamtlich Einzelhelfenden bzw. die Tandems von 

ehrenamtlich Einzelhelfenden und den zu betreuenden Personen anbieten, wird nicht 

in der Verordnung geregelt und obliegt der Entscheidung der Pflegekassen und der 

kommunalen Träger. 

Die Mitglieder des Koordinierungsausschusses werden daher erweitert, sodass 

künftig in diesem Gremium alle Kommunalen Landesverbände und alle 

Landesverbände der Pflegekassen vertreten sind.  

 

III. Alternativen 

Keine. 

 

IV. Finanzielle Auswirkungen 

Dem Land entstehen durch die Verordnungsänderungen keine neuen Kosten. 

 

V. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeitschecks 

Die UstA-VO schafft mit der Umsetzung bundesgesetzlicher Vorgaben auf 

Landesebene zur Anerkennung und Förderung von überwiegend ehrenamtlich 

strukturierten Angeboten und Initiativen sowie der Selbsthilfe im Vor- und Umfeld von 

Pflege Rahmenbedingungen, die dazu beitragen, Pflege zu Hause durch vielfältige 

flankierende und qualitätsgesicherte Maßnahmen langfristig und dauerhaft zu 

unterstützen.  



 

 

 

Mit der Entwicklung von Unterstützungsstrukturen für Pflegesituationen zu Hause 

wird dem Wunsch der meisten Menschen, auch bei Pflege- und Betreuungsbedarf so 

lange wie möglich im vertrauten häuslichen Umfeld leben zu können, ebenso 

Rechnung getragen wie der Entlastung pflegender Angehöriger und vergleichbar 

Nahestehender. 

 

Angesichts der demografischen Entwicklung und aufgrund der veränderten Bedarfe 

in der ambulanten pflegerischen Versorgungsstruktur (steigende Nachfrage nach 

hauswirtschaftlichen Hilfen, da ambulante Pflegedienste sich aufgrund des 

Fachkräftemangels immer mehr auf Leistungen der Pflege beschränken) sowie einer 

sich verändernden Ehrenamtsbereitschaft (Wunsch nach flexiblem und zeitlich 

begrenztem Engagement) werden mit der Verordnung die Formate für 

Unterstützungsangebote im Alltag im Vor- und Umfeld von Pflege, insbesondere 

durch die Einführung von Einzelhelfenden, weiterentwickelt. 

 

VI. Sonstige Kosten 

Der Pflegeversicherung entsteht durch die Anerkennungsfiktion von ehrenamtlich 

Einzelhelfenden bei Durchführung von Unterstützungsleistungen im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit zusätzlicher Verwaltungsaufwand, der jedoch – nachdem keine 

Registrierungspflicht bestimmt ist und das Verfahren bürokratiearm etabliert wird – 

von untergeordneter Bedeutung sein und geringe zusätzliche Kosten auslösen wird.  

 

Angesichts der Schaffung einer Anerkennungsfiktion von ehrenamtlich 

Einzelhelfenden für die Durchführung von Unterstützungsleistungen sind die Stadt- 

und Landkreise nicht unmittelbar mit der Anerkennung dieses Personenkreises 

berührt, sodass ihnen dadurch kein Mehraufwand bzw. zusätzliche Kosten 

entstehen. Für die Anerkennung von ehrenamtlich getragenen 

Unterstützungsangeboten im Alltag in Trägerschaft sowie Serviceangeboten für 

haushaltsnahe Dienstleistungen mit beschäftigtem Personal sind die Stadt- und 

Landkreise bereits zuständig. Die bestehende Aufgabe wird durch die Ergänzung der 

anerkennungsfähigen Angebote um die Betreuungsangebote in Gruppen mit 

beschäftigtem Personal nicht wesentlich erweitert. Der zusätzliche Mehraufwand wird 

von untergeordneter Bedeutung sein.  



 

 

 

  

B. Einzelbegründung 

 

Zu Artikel 1 

 

Zu Nummer 1 

 

Zu Buchstabe a 

 

Mit der Ergänzung wird verdeutlicht, dass sich die bisherigen 

Zuständigkeitsregelungen zur Anerkennung von Unterstützungsangeboten im Alltag 

nicht ändern.  

 

Zu Buchstabe b 

 

Die Ergänzung verdeutlicht, dass für die Anerkennung von ehrenamtlich 

Einzelhelfenden nicht die Stadt- und Landkreise zuständig sind.  

 

Zu Nummer 2  

 

Zu Buchstabe a 

 



 

 

Der auf Landesebene eingerichtete Koordinierungsausschuss kann nach der 

bisherigen UstA-VO allgemeine Empfehlungen zur Anerkennung, Qualitätssicherung, 

Angebotstransparenz und Förderung abgeben. Diese haben keine unmittelbare 

Verbindlichkeit, jedoch können sie der Orientierung und Unterstützung aller am 

Verfahren Beteiligten dienen und diesen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben helfen. 

 

Der Aufgabenkreis des Koordinierungsausschusses wird mit koordinierenden 

Aufgaben, die im Kontext der Durchführung von niederschwelligen 

Unterstützungsleistungen durch ehrenamtlich Einzelhelfende nach § 6a stehen, 

erweitert. Es werden Empfehlungen für Muster für die Anerkennungsfiktion, 

Abrechnungsformulare für die Pflegekassen, weitergehende Informationen für die 

Einzelhelfenden, beispielsweise zum Versicherungsschutz oder zu 

Schulungsangeboten, zu weiteren öffentlichkeitswirksame Unterlagen, wie 

beispielsweise Fragen-Antworten-Katalog, gegeben. Diese im 

Koordinierungsausschuss abgestimmten Unterlagen können den für die Bestätigung 

der Anerkennungsfiktion von ehrenamtlich Einzelhelfenden zuständigen 

Pflegekassen der betreuten Person als Orientierungs- und Arbeitshilfe dienen. 

Insbesondere den Pflegekassen, die als bundesunmittelbarer Träger überregional 

organisiert sind und dadurch möglicherweise die lokalen Gegebenheiten über die 

niederschwelligen Unterstützungsangebote nicht vollständig im Blick haben, können 

diese zu erarbeitenden Unterlagen eine gute Arbeitsgrundlage im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit zur Anerkennung der ehrenamtlich Einzelhelfenden und zur 

Kostenerstattung bieten.  

 

Es ist zu erwarten, dass auch nach Erstellung eines allgemein gehaltenen Fragen-

Antworten-Katalogs seitens der ehrenamtlich Einzelhelfenden und der zu 

betreuenden Personen ein individueller Informations- und Beratungsbedarf bestehen 

wird, der bei den Pflegekassen, Pflegestützpunkten und den Kommunen auftreten 

wird. Ob deshalb die Pflegekassen oder die Kommunen eine ergänzende 

Begleitstruktur für die ehrenamtlich Einzelhelfenden bzw. die Tandems von 

ehrenamtlich Einzelhelfenden und den zu betreuenden Person anbieten, wird nicht in 

der Verordnung geregelt und obliegt der Entscheidung der Pflegekassen und der 

kommunalen Träger.  

 



 

 

Zu Buchstabe b 

 

Aufgrund des Einbezugs von ehrenamtlich Einzelhelfenden zur Durchführung von 

Unterstützungsleistungen im Vor- und Umfeld von Pflege wird die Erweiterung der 

Mitglieder des Koordinierungsausschusses erforderlich. Künftig erhalten alle 

Landesverbände der Pflegekassen, der Verband der Privaten Krankenversicherung 

e.V. sowie alle Kommunalen Landesverbände die stimmberechtigte Mitgliedschaft. 

Die beratenden Mitglieder werden erweitert, sodass die Liga der freien 

Wohlfahrtspflege jeweils eine Person aus den Fachbereichen Altenhilfe, Ehrenamt 

und Menschen mit Behinderungen entsenden kann. Die privaten Träger können 

anstatt mit einer Person nunmehr mit zwei Personen beratend im 

Koordinierungsausschuss vertreten sein. Für die Betroffenenverbände ist derzeit der 

Landesseniorenrat beratendes Mitglied. Darüber hinaus können noch zwei weitere 

Verbände, beispielsweise die Alzheimer Gesellschaft oder Behindertenverbände, 

vertreten sein.  

 

 

Zu Nummer 3 

 

Zu Buchstabe a 

 

Redaktionelle Folgeänderung 

 

Zu Buchstabe b 

Zu Buchstabe aa 

Durch die Einfügung „in Trägerschaft“ bei den Angeboten zur Unterstützung im Alltag 

wird die Abgrenzung zu ehrenamtlich Einzelhelfenden, die im Rahmen einer 

Anerkennungsfiktion auch als Angebot zur Unterstützung im Alltag gelten, 

verdeutlicht.  



 

 

 

Mit Blick auf die leichte Zugänglichkeit der ehrenamtlichen Angebote in Trägerschaft 

wird jedoch, wie bisher, keine besondere Rechtsform vorgegeben. Träger, die 

mehrere Leistungs- und Angebotsprofile verantworten – beispielsweise ambulante 

Pflegedienste mit Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI und auch Träger eines 

Angebotes zur Unterstützung im Alltag mit ehrenamtlicher Engagementstruktur – 

müssen diese unterschiedlichen Profile transparent und deutlich voneinander 

abgrenzen; dies gilt insbesondere für die Rechnungslegung und den 

Personaleinsatz.  

 

Die ehrenamtlich getragenen Unterstützungsangebote im Alltag in Trägerschaft 

können je nach Konzept Unterstützungsleistungen mit dem Schwerpunkt Betreuung 

von Pflegebedürftigen mit allgemeinem oder besonderem Betreuungsbedarf in 

Gruppen oder im häuslichen Bereich und/oder mit dem Schwerpunkt der 

Alltagsbegleitung, beispielsweise Begleitung zum Einkaufen oder gemeinsames 

Kochen und/oder mit dem Schwerpunkt Entlastung der pflegenden Angehörigen bei 

der hauswirtschaftlichen Versorgung, beispielsweise bei Reinigungsarbeiten oder 

Begleitung zu Terminen, umfassen.  

 

Für die Anerkennung von ehrenamtlich getragenen Unterstützungsangeboten im 

Alltag in Trägerschaft sind wie bisher die Stadt- und Landkreise zuständig. Die 

Anträge können sowohl in Papierform als auch in digitalisierter Form den Stadt- und 

Landkreisen vorgelegt werden. 

 

Zu Buchstabe bb 

redaktionelle Folgeänderung.  

 

Zu Buchstabe c 

 

Die bisher in der UstA-VO geregelte Vorrangigkeit von rein ehrenamtlichen 

Angebotsstrukturen in Trägerschaft wird aufgehoben. Betreuungsangebote in 

Gruppen, Angebote zur Entlastung von Pflegenden sowie Angebote zur Entlastung 

im Alltag nach § 45a SGB XI, die eine Kostenerstattung durch die Pflegekassen über 

den Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI von bis zu 125 Euro monatlich 

ermöglichen, können künftig sowohl durch Ehrenamtliche unter fachlicher Anleitung 



 

 

als auch durch Angebotsformate mit beschäftigtem Personal in Trägerschaft, 

ebenfalls unter fachlicher Anleitung, erbracht werden. Neben den bisher schon 

benannten Serviceangeboten für haushaltsnahe Dienstleistungen mit beschäftigtem 

Personal können nunmehr auch Betreuungsangebote in Gruppen mit beschäftigtem 

Personal anerkannt werden. Daher können Angebote mit beschäftigtem Personal mit 

Konzeption Betreuung als Gruppenangebote für Pflegebedürftige angeboten werden 

und auch in Trägerschaft und Gruppenstruktur in der Häuslichkeit mit Beschäftigten 

durchgeführt werden. Es können somit durch die Stadt- und Landkreise als 

Anerkennungsstellen beispielsweise nunmehr auch Unterstützungsangebote im 

Alltag für pflegebedürftige Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit 

Behinderungen anerkannt werden, bei denen neben der Anleitungskraft auch 

geringfügig Beschäftigte eingesetzt werden.  

 

Zu Buchstabe d 

 

Die bisher in der Verordnung beispielhafte, nicht abschließende Aufzählung von 

möglichen Unterstützungsangeboten im Alltag hatte deklaratorische Wirkung, auf die 

verzichtet werden kann.  

 

Zu Nummer 4 

 

Das für den Zeitraum vom 1. August 2021 bis 31. Dezember 2023 aufgelegte und zu 

gleichen Teilen vom Land und der Pflegeversicherung geförderte Modellprojekt 

„Weiterentwicklung der organisierten Einzelhelferinnen und Einzelhelfer im Vor- und 

Umfeld von Pflege“, Projektträger Kuratorium Deutsche Altenhilfe e. V., hat gezeigt, 

dass ehrenamtlich Einzelhelfende einen Beitrag zur Stabilisierung und Entlastung 

häuslicher Pflegearrangements leisten und durch ihre Integration in den zur 

Verfügung stehenden Leistungskontext des § 45b SGB XI auch zur Sicherstellung 

der Versorgung beitragen können.  

 

Niederschwellige Unterstützungsleistungen im Alltag für Pflegebedürftige können im 

Wege der Einzelbetreuung mit dieser Regelung auch durch ehrenamtlich 



 

 

Einzelhelfende erbracht werden. Die ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe erfolgt im 

Gegensatz zur organisierten Nachbarschaftshilfe nicht durch einen Angebotsträger, 

sondern durch eine Einzelperson. Die Unterstützungsleistungen im Alltag für 

Pflegebedürftige sind flankierende, ergänzende und niederschwellige Hilfen, die 

häufig aus Gefälligkeit geleistet werden. Die Unterstützung wird ehrenamtlich 

übernommen. Die Leistungen können beispielsweise umfassen: Die Begleitung zu 

Arzt- und Behördenbesuchen, bei Spaziergängen, Einkaufs- und 

Hauswirtschaftshilfen, Hilfen im Außenbereich, Kommunikation, Vorlesen, Anregung 

und Unterstützung bei den Hobbys und bei sozialen Kontakten.  

 

Es wird erwartet, dass die überwiegende Zahl der ehrenamtlich Einzelhelfenden ihre 

niederschwelligen Unterstützungsleistungen im Quartier für pflegebedürftige 

Personen aus der Nachbarschaft durchführen, die ihnen bereits persönlich bekannt 

sind. Daher besteht keine Schulungsverpflichtung. Die Frage der Inanspruchnahme 

von Schulungsangeboten liegt in der Eigenverantwortung der ehrenamtlich 

Einzelhelfenden.  

 

Nachdem meist die ehrenamtlich Einzelhelfenden in persönlichem Kontakt mit der 

pflegebedürftigen Person bzw. deren An- und Zugehörigen und damit in einem 

besonderen Vertrauensverhältnis stehen, liegt es in der Eigenverantwortung und 

Entscheidung der Pflegebedürftigen bzw. deren An- und Zugehörigen, ob vor der 

Durchführung von Unterstützungsleistungen in ein erweitertes Führungszeugnis 

Einsicht genommen wird.  

 

Die ehrenamtlich Einzelhelfenden dürfen mit der anspruchsberechtigten Person nicht 

bis zum zweiten Grad verwandt oder verschwägert sein. Grundsätzlich dürfen 

ehrenamtlich Einzelhelfende mit der Person mit Pflegebedarf nicht in einer 

häuslichen Gemeinschaft leben. Ausnahmen hiervon können für alternative 

Wohnsettings, wie beispielsweise bei Formen des Betreuten Wohnens oder 

ambulanten Pflegewohngemeinschaften, gemacht werden. Sie darf auch nicht als 

Pflegeperson im Sinne von § 19 SGB XI bei der Pflegekasse angegeben oder 

angezeigt sein.  

 



 

 

Potenzielle ehrenamtlich Einzelhelfende müssen bestätigen, dass sie mit der zu 

unterstützenden Person weder bis zum zweiten Grad verwandt noch verschwägert 

sind. Bis zum zweiten Grad verwandte oder verschwägerte Unterstützungspersonen, 

die bereits in den Hilfe-Mix einbezogen sind, können in besonderer Weise von einer 

Überlastung gefährdet sein, auch wenn sie nicht als Pflegeperson gemäß § 19 SGB 

XI eingetragen sind oder in einer häuslichen Gemeinschaft leben. Die ehrenamtlich 

Einzelhelfenden müssen 16 Jahre alt sein.  Indem von der Vorgabe der Volljährigkeit 

abgewichen wird, kann das bürgerschaftliche Engagement in der jüngeren 

Zielgruppe gestärkt werden. Die ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe erfolgt in der 

Regel im Quartier. Es ist daher davon auszugehen, dass die Mehrzahl der 

ehrenamtlich Einzelhelfenden innerhalb eines engen Umkreises um den Wohnort des 

Pflegebedürftigen wohnen.  

 

Voraussetzung für die Anerkennung eines oder einer ehrenamtlich Einzelhelfenden 

im Sinne dieser Verordnung ist, dass dieser oder diese nicht mehr als zwei Personen 

zeitgleich unterstützt. Ebenso kann bei der Pflege durch Nicht-Angehörige 

regelmäßig von einer „sittlichen Verpflichtung“ als Voraussetzung für die 

Steuerfreiheit weitergeleiteter Pflegegelder gemäß § 3 Nummer 36 des 

Einkommensteuergesetzes ausgegangen werden, wenn die Pflegeperson sich um 

nicht mehr als zwei Pflegebedürftige kümmert.  

 

Ein Anerkennungsverfahren durch die Stadt- und Landkreise wird bei 

Unterstützungsangeboten im Alltag in Trägerschaft (§ 6 Absatz 1) erforderlich, weil 

die Inanspruchnahme der Unterstützungsangebote für eine nicht begrenzte Zahl 

pflegebedürftiger Personen offen ist. Hingegen dürfen die ehrenamtlich 

Einzelhelfenden (§ 6a) ihre Unterstützungsleistungen für bis zu zwei Pflegebedürftige 

anbieten.  

Daher kann für die Anerkennung von ehrenamtlich Einzelhelfenden ein 

bürokratiearmes Verfahren in Form einer Anerkennungsfiktion durch die Bestätigung 

der Beachtung der von den Pflegekassen zur Verfügung gestellten Informationen, die 

u.a. auch Ausführungen zur Einhaltung der in § 6a Absatz 1 genannten 

Anerkennungsvoraussetzungen erhalten. Mit dieser Bestätigung seitens des oder der 

Einzelhelfenden weist die anspruchsberechtigte Person im Rahmen der 

Anerkennungsfiktion nach, dass der oder die Einzelhelfende alle Voraussetzungen 

nach dieser Verordnung erfüllt. Durch die Vorlage bei der zuständigen Pflegekasse 



 

 

kann dann im Rahmen des Kostenerstattungsverfahrens nach § 45b Absatz 2 SGB 

XI der Entlastungsbetrag von der Pflegekasse ausgezahlt werden. Die 

Einzelhelfenden können zur Überprüfung ihrer Angaben gegenüber der Pflegekasse 

ihre Einwilligung zum Datenabgleich erteilen, damit diese im Rahmen des sich 

anschließenden Abrechnungsverfahrens gegenüber der zu betreuenden Person eine 

Überprüfung zur Vorbeugung bzw. Ausschluss eines Leistungsmissbrauchs 

durchführen können. Nachdem für Ehrenamtliche für Unterstützungsleistungen im 

Vor- und Umfeld von Pflege keine verpflichtenden Schulungen vorgesehen sind, 

sehen die Landesverbände der Pflegekassen keine Notwendigkeit, eine 

Registrierungspflicht für die im Zuge der Anerkennungsfiktion anerkannten 

ehrenamtlich Einzelhelfenden im Hinblick auf die Inanspruchnahme des 

Entlastungsbetrages nach § 45b SGB XI einzuführen. Es ist in der eigenen 

Verantwortung der Pflegekassen, wie sie die sich anschließende Überprüfung der 

Leistungsgewährung im Rahmen des Abrechnungsverfahrens zur Vorbeugung bzw. 

Ausschluss eines Leistungsmissbrauchs durchführen. Dies kann auch durch einen 

kassenübergreifenden Datenabgleich der Pflegekassen erfolgen. Voraussetzung 

hierfür ist, dass freiwillig der ehrenamtlich Einzelhelfende zum Datenabgleich 

einwilligen kann. Sollte hierfür von einer Einwilligung abgesehen werden, bleibt die 

Anerkennung als ehrenamtlich Einzelhelfende/Einzelhelfender im Rahmen der 

Anerkennungsfiktion erhalten.  

 

Die Einzelhelfenden erteilen zur Überprüfung ihrer Angaben gegenüber der 

Pflegekasse ihre Einwilligung zum Datenabgleich. Nachdem für Ehrenamtliche für 

Unterstützungsleistungen im Vor- und Umfeld von Pflege keine verpflichtenden 

Schulungen vorgesehen sind, sehen die Landesverbände der Pflegekassen keine 

Notwendigkeit, eine Registrierungspflicht für die im Zuge der Anerkennungsfiktion 

anerkannten ehrenamtlich Einzelhelfenden im Hinblick auf die Inanspruchnahme des 

Entlastungsbetrages nach § 45b SGB XI einzuführen. 

 

 

 

Zu Nummer 5  

 



 

 

Zu Buchstabe a  

 Zu Buchstabe aa 

 Redaktionelle Folgeänderung  

 Zu Buchstabe bb 

 Redaktionelle Folgeänderung.  

 Zu Buchstabe cc 

 Die Pflicht zur jährlichen Vorlage eines Tätigkeitsberichts kann wegfallen, 

 nachdem die Stadt- und Landkreise als Stellen zur Anerkennung von 

 Angeboten zur Unterstützung im Alltag nach § 11 Abs. 4 immer noch die 

 Möglichkeit haben, Auskunft zu verlangen. Zudem gibt es noch eine jährliche 

 Erklärung der Träger zum Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen, die eine 

 Qualitätssicherung in diesem Rahmen ermöglicht. 

 Zu Buchstabe dd 

 Redaktionelle Folgeänderung 

 

Zu Buchstabe b 

 

Der Fachkraft obliegt die fachliche und psychosoziale Anleitung, Begleitung und 

Unterstützung der eingesetzten Ehrenamtlichen oder Beschäftigten. Aufgrund der 

psychosozialen Aspekte sollte die Aufgabe nicht ausschließlich digital erfolgen.  

Zu Buchstabe c 

 

Der Berufsgruppenkatalog für die Anleitungskräfte wird um die Berufsgruppe der 

Erzieherinnen und Erzieher erweitert. 

 

 

Zu Buchstabe d 

 

Die Streichung wird aufgrund § 6a erforderlich.  

 

Zu Buchstabe e 

 

Redaktionelle Folgeänderung  

 

Zu Buchstabe f 

 



 

 

Redaktionelle Folgeänderung und neu gefasst: 

Um einen niedrigschwelligen Zugang zu den Angeboten zu befördern, potentiell 

ehrenamtlich Engagierte zu motivieren und deren Eigenverantwortung bezüglich 

Schulungsmaßnahmen zu stärken, wird für das ehrenamtliche Engagement bei 

Unterstützungsleistungen im Vor- und Umfeld von Pflege keine 

Schulungsverpflichtung vorgegeben. Der seither als Mindestanforderung an die 

Qualifizierung der in den Angeboten eingesetzten Ehrenamtlichen (§ 6 Absatz 1) 

geregelte Schulungsumfang von mindestens 30 Unterrichtsstunden (je 45 Minuten), 

der z.B. Wissen über Demenz u.a. Krankheiten, Umgang mit Krisen und 

Notfallsituationen, Hygiene und der Rolle der ehrenamtlichen Unterstützung zum 

Inhalt hat, fällt weg. Aufgrund der fachlichen Anleitung durch eine Fachkraft mit 

abgeschlossener 3-jähriger Ausbildung kann eine Schulungsverpflichtung für die in 

den Angeboten zur Unterstützung im Alltag engagierten Ehrenamtlichen entfallen. 

Der Angebotsträger mit der anleitenden Fachkraft kann je nach konzeptioneller 

Ausrichtung des Unterstützungsangebots auf freiwilliger Basis ein Schulungsangebot 

für die in diesem Angebot engagierten Ehrenamtlichen anbieten.  

Bisher ist ein Schulungsumfang von 160 Unterrichtsstunden (je 45 Minuten) für  

Beschäftigte (§ 6 Absatz 2) geregelt, mit dem z.B. Wissen über Demenz u.a. 

Krankheiten, Umgang mit Krisen und Notfallsituationen und Wissen über Hygiene 

und Reinigen, vermittelt werden soll. Für die Angebote zur Unterstützung im Alltag, 

die mit Beschäftigten durchgeführt werden, wird für die Anerkennung durch die Stadt- 

und Landkreise erforderlich sein, dass eine Anleitungskraft eingestellt ist, die eine 

abgeschlossene 3-jährige Ausbildung hat und die Beschäftigten anleitet. Vor diesem 

Hintergrund können die stundenbasierten Schulungsanforderungen auf 40 

Unterrichtsstunden (je 45 Minuten) reduziert werden. Dabei können Vorerfahrungen 

und Fachkenntnisse der Beschäftigten angerechnet werden.  

Zu Nummer 6 

Eine Förderung von ehrenamtlich Einzelhelfenden (§ 6a) ist mit Blick auf die 

begrenzte Zahl der zu betreuenden Personen ausgeschlossen. Da die 

Unterstützungsangebote nach § 6 Absatz 2 gewerbliche Angebote mit Beschäftigen 

sind, ist eine Förderung ausgeschlossen.  

 

Zu Nummer 7 



 

 

Um zu gewährleisten, dass die Auszahlungen der Fördermittel noch im 

Bewilligungsjahr erfolgen, wird die Frist zur Vorlage des Förderantrags vom 30. 

September auf den 31. August vorgezogen.  

 

Zu Nummer 8 

Überschrift des Abschnitts 5 wird angepasst; Folgeänderung zu Nummer 9. 

 

Zu Nummer 9 

Die Streichung ergibt sich durch den Zeitablauf.  

 

Zu Nummer 10 

Redaktionelle Anpassung 

 

Zu Nummer 11 

Die Inhaltsübersicht ist entsprechend den Änderungen anzupassen. 

 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten. 

 


